
Daß die soziale Integration Europas der politi-
schen und allemal der ökonomischen hinterher

hinkt, ist eine über kontroverse Grundpositionen
hinweg weitgehend geteilte Auffassung. Gleiches
gilt wohl auch noch, trotz aller Differenzen in der
sonstigen Einschätzung der geplanten Europäi-
schen Wirtschafts- und Währungsunion (WWU),
für die These, daß von der bevorstehenden, mo-
netären Integration keine unmittelbaren positiven
Effekte auf das Beschäftigungs- und Sozialniveau
zu erwarten sind. Für einen »Beschäftigungsauto-
maten« hält den EURO wohl niemand.1 Kontrover-
ser wird das Meinungsbild jedoch, fragt man nach
den mittel- und langfristigen sowie den indirekten
Auswirkungen der gemeinsamen Währung. Hofft
die eine Position, die mit den Wechselkursen ver-
schwindenden Währungsturbulenzen und Trans-
aktionskosten ließen sich in Wettbewerbsvor-
sprünge und damit in zusätzliche Arbeitsplätze
überführen, so hebt die andere hervor, daß mit
dem Wegfall der währungspolitischen Autonomie
ein einsetzbarer Puffer zum Ausgleich nationaler
Krisen oder asymmetrischer Schocks verloren gehe
und somit Löhne, Arbeitsmärkte und schließlich
das gesamte Institutionengefüge unter erhöhten
Anpassungsdruck gerate. Während die erste Ein-
schätzung neue sozial- und beschäftigungspoliti-
sche Spielräume nahelegt, läßt die zweite erhöhten
Druck auf Arbeitsplätze sowie Arbeits- und Sozial-
einkommen befürchten.

Neue Diskussionsanstöße kamen vor geraumer
Zeit insbesondere aus Frankreich. Mit seiner Kritik
am »Modell Tietmeyer« hatte Pierre Bourdieu die
deutsche Europa-Debatte belebt. Dem aktuell
(nicht nur) in Deutschland vorherrschenden
monetaristischen Rigorismus, der die sozialen
Ansprüche der Gesellschaft den Spielregeln der
Finanzkapitalmärkte zu unterwerfen sucht, stellte
er die Forderung eines europäischen, supranatio-
nalen »Welfare State« gegenüber und mahnte zu-
gleich die Mobilisierung »aller fortschrittlichen

Kräfte (an), die auf diese Weise der falschen Alter-
native entgehen, die man ihnen aufzuzwingen
sucht – zwischen einem wahren Nationalismus
und einem falschen Internationalismus, der nur die
Maske eines veritablen Imperialismus ist«.2 Mit
dieser Intervention legte Bourdieu den Finger in
eine offene Wunde der Linken. Denn trotz einer
mittlerweile jahrzehntealten Debatte um die »so-
ziale Dimension« Europas müssen sich gerade die
»fortschrittlichen Kräfte« eingestehen, daß sie bei
deren Verwirklichung bisher nicht sonderlich er-
folgreich waren. Und dies, obwohl die europäische
Herausforderung z.B. in den gewerkschaftlichen
Debatten durchaus eine Rolle spielt.3 Aber ange-
sichts der Entwicklungsrichtung des Integration-
prozesses wirken die sozial- und beschäftigungspo-
litischen Mahnrufe der Gewerkschaften geradezu
naiv.

Bei der Frage nach den Ursachen der defi-
zitären sozialen Ausgestaltung Europas wird ins-
besondere an die Gewerkschaften oft der Vorwurf
subjektiver Unwilligkeit gerichtet. Sie zögen es vor
– so eine beliebte Sichtweise – sich in der »nationa-
len Wagenburg« zu verschanzen, und es fehle
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ihnen – wider besseren Wissens – an Mut, sich auf
das unbekannte Terrain der supranationalen Inter-
essenvertretung herauszuwagen. Diese Einschät-
zung ist zum einen sicherlich nicht falsch. Mo-
mente eines »wirtschaftlichen und institutionellen
Nationalismus« (W. Streeck), also der Verteidi-
gung nationaler Produktivitätsvorsprünge (als
Basis erkämpfter Sozialstandards) oder der Bewah-
rung institutioneller Arrangements (als erprobter
und vertrauter Modi der Interessenvertretung)
sind nicht zu übersehen und haben die Gewerk-
schaften in den nationalen Politikarenen festge-
halten.

Aber zugleich ist dieser Blick auf die Dinge
doch sehr eng. Jedenfalls birgt er die Gefahr einer
subjektivistischen Verkürzung der Problembe-
schreibung in sich, die die Hartnäckigkeit objek-
tiv-struktureller Hemmnisse bei der Herausbil-
dung europäischer sozialstaatlicher Strukturen zu
unterschätzen droht. Gegenüber diesen existiert
aber eine eigentümliche Bißhemmung. Sie beruht
wohl vor allem auf der zweifelsohne gut begründe-
ten Abneigung der deutschen Linken (innerhalb
wie außerhalb der Gewerkschaften), über Europa
»schlecht zu reden«. Die fraglos berechtigte
(Selbst-)Kritik der Gewerkschaften fällt leichter als
die an Europa. Außer in einigen akademischen
Diskursen findet eine linke Europakritik nicht
statt. In der medialen Öffentlichkeit kommt sie
wahrnehmbar entweder von rechts oder schwimmt
auf der Welle eines dumpfen Wahlkampf- und DM-
Populismus. Die Angst, von dieser Seite verein-
nahmt zu werden, blockiert offensichtlich Fähig-
keit und Bereitschaft, sich auch der strukturellen
Fehlentwicklungen im europäischen Integrations-
prozeß in einer offenen Diskussion zu vergewis-
sern – und nach den politischen Konsequenzen zu
fragen.

Doch die linke Europaposition kann sich nicht
durch Kritiklosigkeit von derjenigen der Rechten
unterscheiden. Die Überwindung des sozialpoliti-
schen Defizits in der EU, so die hier vertretene
These, setzt auch eine illusionslose Aufarbeitung
der politischen Kräfteverhältnisse in der EU sowie
der interessenpolitischen und institutionellen
Blockaden in den europäischen Verhandlungs-
systemen voraus. Nicht, um die bisherigen Un-
zulänglichkeiten schön oder einem europapoliti-
schen Attentismus das Wort zu reden. Vielmehr,
um zu einer realistischen Ausmessung der Hand-

lungsspielräume und Freiheitsgrade einer sozialen
Politik sowie zu einer zielführenden Bestimmung
der Handlungsebenen in Europa zu gelangen.

Dabei bestünde durchaus die Möglichkeit,
rechten oder europafeindlichen Vereinnahmungs-
versuchen durch die Bewältigung einer Doppel-
aufgabe vorzubeugen. Dabei müßte es erstens um
die Kritik der neoliberalen Deformation der euro-
päischen Integration, des Mißbrauchs für einen
gigantischen Angriff auf die sozialstaatlichen Er-
rungenschaften des fordistischen Kapitalismus ge-
hen. Dieser Integrationskurs verspielt zunehmend
die Akzeptanz Europas in den Bevölkerungen der
Mitgliedsstaaten und erhöht die Gefahr nationali-
stischer Rückschläge. Sie kann daher kein Identifi-
kationsprojekt einer linken, sozialen Politik in Eu-
ropa sein. Dem müßte zweitens das Gegen-Projekt
eines neuen, sozial-ökologischen Entwicklungs-
modells für Europa gegenüber gestellt werden, das
aus den Energien der aktuellen Proteste seine
Schubkraft für eine soziale Regulierung der Inte-
gration gewinnt. Für die Rechte mag der Rückbe-
zug auf die Nation eine Option sein, die Linke
steht vor der Herausforderung einer proeuropäi-
schen Europakritik; als Grundlage einer intervenie-
renden Politik wie als Schutz vor falschen Weg-
gefährten.

Der vorliegende Beitrag will einige Überlegun-
gen zu dieser Problematik beitragen. Im folgen-
den sollen die Vermutungen formuliert und mit
einigen Argumenten begründet werden,
� daß erstens durchaus »subjektive« Defizite z.B.

in der analytischen Bewältigung der europäi-
schen Integration vorhanden und bei der Her-
ausbildung europäischer Politikfähigkeit der
Linken im allgemeinen, der Gewerkschaften im
besonderen, ausgesprochen hinderlich sind;

� daß es gleichwohl zweitens in einer subjekti-
vistischen Problemverkürzung enden würde, die
ebenso vorhandenen objektiven Restriktionen
bei der Herausbildung europäischer, wohlfahrts-
staatlicher Strukturen unterzubewerten oder gar
zu ignorieren;

� und daß schließlich drittens eine Entwicklung
hin zu einer sozial regulierten »positiven Inte-
gration« nur aus der Bewältigung der subjekti-
ven wie objektiven Blockaden hervorgehen
kann, für die jedoch durchaus Chancen und erste
Anzeichen existieren.

Überflüssig zu betonen, daß es sich in einem kurz
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zu haltenden Diskussionsbeitrag eher um Gedan-
kensplitter denn um eine systematische Problem-
erörterung handelt.

Restriktionen beim Aufbau europäischer Arbeits- und
Sozialbeziehungen

Die fehlende gemeinsame Deutungsgrundlage

Das Problem beginnt bereits bei der Frage nach
der grundlegenden Entwicklungsrichtung des
europäischen Integrationsprozesses bzw. dem Stel-
lenwert »des Sozialen« in ihm. Die Integrations-
forschung tut sich ebenso schwer wie die politische
Debatte. So konstatiert H.-W. Platzer zu Recht
massive Unsicherheiten und Orientierungspro-
bleme in der wissenschaftlichen Europadebatte.
»Die übergreifende Frage nach Stand und Zukunft
des ›europäischen sozial- und wohlfahrtsstaat-
lichen Modells‹ im Prozeß ökonomischer Globali-
sierung/Triadisierung ist politisch und fachwis-
senschaftlich ebenso umstritten wie die darin ein-
gebettete Frage nach der bisherigen Substanz und
den Entwicklungsperspektiven der ›sozialen Di-
mension‹ in einem sich ökonomisch-politisch inte-
grierenden Europa«.4 Diese Kontroverse reprodu-
ziert die auch in den Debatten der Einzelstaaten
anzutreffende Trennung zwischen neoliberalen
Wettbewerbs- und Deregulierungsansätzen sowie
keynesianisch-wohlfahrtsstaatlich geprägten Ge-
staltungskonzepten. Zugleich ist jedoch »bemer-
kenswert und erklärungsbedürftig (...), daß auch
und gerade die letztere Denkschule zu vollkom-
men konträren Diagnosen und Prognosen kommt,
wenn es um die Bewertung der sozialpolitischen
Konsequenzen des europäischen Integrationspro-
zesses und die aktuelle bzw. potentielle Rolle der
europäischen Union (EU) geht«.5 In Anlehnung an
Platzer lassen sich in der linken Debatte drei Inter-
pretationstypen ausmachen, die sich insbesondere
in der Einschätzung des erreichten Standes bzw.
der zukünftigen Chancen eines europäischen,
wohlfahrtsstaatlichen Modells unterscheiden:

Die eine Interpretation sieht in der EU ein Ero-
sionsvehikel für die sozialstaatliche Verfaßtheit der
europäischen Gesellschaften. Der Integrationspro-
zeß werde eindimensional von der Handlungs-
logik der unumschränkten Faktormobilität (freier
Verkehr von Waren, Dienstleistungen, Kapital und

Arbeit) dominiert, die die Logik sozialstaatlicher
Interventionen zunehmend zurückdrängt. Die ab-
sehbare Perspektive sei eine Marktgesellschaft
ohne Staat in Europa und damit die »Entzivilisie-
rung des Kapitalismus« (W. Streeck). Da in diesem
Modus der »negativen Integration« Politik aus-
schließlich auf die Beseitigung nationaler Handels-
hindernisse und Wettbewerbsbeschränkungen aus-
gerichtet ist, bleibt für eine soziale Ausgestaltung
kein Raum. »Im Ergebnis verschiebt sich dadurch
die Balance zwischen kapitalistischer Ökonomie
und demokratisch legitimierter Politik, die sich in
den Nachkriegsjahrzehnten in den westeuropäi-
schen Sozialstaaten herausgebildet hat«.6

Die zweite Sichtweise erblickt hingegen in der
EU einen möglichen Rettungsanker zur Wiederge-
winnung der durch die Globalisierung verlorenge-
gangenen wirtschafts-, währungs- und sozialpoliti-
schen Handlungsfähigkeit der Nationalstaaten. Da
die Wirkungsmacht sozialstaatlicher Politik bisher
auf die nationalstaatliche Arena begrenzt war, die
globalisierte Ökonomie den nationalstaatlichen
Rahmensetzungen jedoch zu entfliehen vermag,
bedürfe es einer supranationalen Instanz, um die
Kongruenz zwischen ökonomischem und politi-
schem Raum wiederherzustellen. Dadurch könne
der nationale Wohlfahrtsstaat alter Prägung »im
Rahmen eines supranationalen Integrationsraums
rekonstruiert werden«. Notwendig sei jedoch eine
»Übertragung der wirtschafts-, geld-, lohn- und
sozialpolitischen Gestaltungsmacht auf übergeord-
nete Politikträger des Integrationsraums«; da-
durch könne die »weitgehende Rückgewinnung
der Handlungsfähigkeit auf dieser supranationalen
Ebene erreicht werden«.7

Schließlich wären jene Positionen zu nennen,
die die EU als Gestaltungsfaktor sieht, der im Zuge
der weiteren wirtschaftlichen Integration auch die

135IPG 2/98 Stolpersteine und Wegweiser

4. H.-W. Platzer, Erosionsvehikel, Rettungsanker oder
Gestaltungsfaktor? Die Auswirkungen der Europäischen
Union auf den Sozialstaat, in: Internationale Politik und
Gesellschaft 1/1996, S. 20 ff, hier: S. 20.
5. Ebenda
6. Als typischen Vertreter vgl. z.B. F.W. Scharpf, Politi-
sche Optionen im vollendeten Binnenmarkt, in: M. Jach-
tenfuchs / B. Kohler-Koch ( Hrsg.), Europäische Inte-
gration, Opladen 1996, S. 109 ff, hier: S. 110.
7. Vgl. z.B. A. Heise, Der Mythos vom »Sachzwang
Weltmarkt«. Globale Konkurrenz und nationaler Wohl-
fahrtsstaat, in: Internationale Politik und Gesellschaft
1/1996, S. 17 ff, hier: S. 22.



Förderung des sozialen Fortschritts anvisiert oder
zumindest ermöglicht. Dies werde nicht zuletzt 
im Vergleich mit dem sozialpolitischen Vakuum 
im Nordamerikanischen Freihandelsabkommen
(NAFTA) deutlich.8 Aus dieser Sichtweise wird vor
allem auf die Verträge von Maastricht bzw. das
»sozialpolitische Protokoll« sowie auf Fortschritte
im Bereich des originären Gemeinschaftsrechtes
verwiesen (z.B. auf die Regelungen zur sozialen
Absicherung der Freizügigkeit der Arbeitnehmer,
zur Gleichbehandlung von Männern und Frauen,
zur Sicherheit und zum Gesundheitsschutz am Ar-
beitsplatz und zur Absicherung eines Mindest-
schutzes bei Massenentlassung und Betriebsüber-
gang). Ebenfalls als Indikator einer voranschrei-
tenden Ausgestaltung der sozialen Dimension
wird – trotz durchaus gesehener Defizite – die
Richtlinie zu den Europäischen Betriebsräten
(EBR) interpretiert. Hinzu kommt schließlich der
Verweis auf den ausgeweiteten europäischen So-
zialfonds, sowie Programme und Initiativen zur
finanziellen Unterstützung wettbewerbsschwäche-
rer Länder und Regionen.

Diese hier nur angedeutete Vielfalt, ja Ge-
gensätzlichkeit der Interpretationen verweist auf
eine gewisse Hilflosigkeit bei der analytischen und
normativen Durchdringung des Phänomens »Eu-
ropa«. Immer noch taumelt die Linke zwischen
dem schönen Traum der Überwindung nationaler
Borniertheiten in einem sozialen Europa und der
schnöden Wirklichkeit der europäischen Arbeits-
und Sozialbeziehungen hin und her.9 Jedoch wäre
(gerade aus gewerkschaftlicher Sicht) ein höherer
Grad an »Klärung« wünschenswert. Dabei kann
selbstredend nicht eine, die kontroverse Debatte
beendende Monopolinterpretation das Ziel sein;
vielmehr geht es um die Erarbeitung einer gemein-
samen Deutungsgrundlage als Voraussetzung ge-
meinsamer Politikfähigkeit der Linken. Denn ohne
einen analytischen Minimalkonsens in der grund-
sätzlichen Beurteilung der europäischen Integra-
tion wird weder die Formulierung konzeptioneller
Reformalternativen noch ihre Durchsetzung mög-
lich sein.

Die reaktivierte Reservearmee

Sicherlich wirkt diese analytische Unentschlossen-
heit auch in die gewerkschaftsinterne Debatte hin-

ein und erschwert die ohnehin nicht leichte For-
mulierung einer konsistenten und glaubwürdigen
Europapolitik.10 Doch dies ist nicht das größte
Problem bei der Europäisierung gewerkschaft-
licher Politik. Hinzu kommen die schwierigen so-
zial-ökonomischen und politischen Rahmenbedin-
gungen in den europäischen Nationalstaaten. Pha-
sen struktureller Massenarbeitslosigkeit und neoli-
beraler Hegemonie sind Phasen gewerkschaftlicher
Defensive. In seinem »kurzen Traum immer-
währender Prosperität« hatte B. Lutz herausgear-
beitet, daß die «Neutralisierung des Lohngeset-
zes« im Zuge einer erfolgreichen wohlfahrtsstaat-
lichen Politik eine entscheidende Determinante
jener Prosperitätskonstellation der Nachkriegsära
darstellte, in der die Gewerkschaften in Europa
ihre Erfolgsstorys schreiben konnten.11 Seit den
80er Jahren wurde jedoch der Mechanismus der
industriellen Reservearmee durch die Zangen-
bewegung zweier Entwicklungen reaktiviert: Zum
einen hat in allen EU-Staaten die gegenläufige
Entwicklung aus forcierten Produktivitätszuwäch-
sen und nachlassenden Wirtschaftswachstumsraten
in erheblichem Umfang zur Herausdrängung le-
bendiger Arbeit aus dem Produktionsprozeß ge-
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8. In diese Richtung argumentiert z.B. W. Lecher, Eu-
ropäische Arbeitsbeziehungen – offene Flanke der Ge-
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gang von einer Ja-aber- zu einer Nein-wenn-nicht-Posi-
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rung erhöhe insbesondere die Wettbewerbsposition der
deutschen Exportindustrie – eine höchst prekäre Grund-
lage für eine gewerkschaftliche Position.
11. Als zweite entscheidende Determinante nannte
Lutz die Überwindung der dualen Wirtschaftsstruktur,
die aus einem modernen, industriell-marktwirtschaft-
lichen und einem traditionellen, eher hauswirtschaftlich
und handwerklich geprägten Sektor bestand, vgl. ders.,
Der kurze Traum immerwährender Prosperität, Frank-
furt/New York 1984, S. 115 ff.



führt.12 Dabei geht in Westeuropa der bleibend
hohe Stand der Arbeitslosigkeit insbesondere im
letzten Zyklus auf eine signifikante Investitions-
schwäche zurück. Trotz expandierender Ausfuh-
ren sind in den letzten Jahren kaum positive
Impulse auf die Ausrüstungsinvestitionen überge-
gangen, was nicht zuletzt auf die Defizite in der
Konsumnachfrage, insbesondere beim privaten
Verbrauch verweist. Dort, wo wie in Dänemark,
den Niederlanden oder Großbritannien arbeits-
marktpolitische Erfolge zu verzeichnen sind, kön-
nen sie nicht auf die in ganz Westeuropa aus-
gesprochen günstigen Angebotsbedingungen,
sondern eher auf staatlich organisierte Nachfrage-, 
Arbeitsmarkt- und Währungspolitik zurückgeführt
werden. »Insgesamt läßt sich feststellen, daß die
arbeitsmarktpolitisch erfolgreichen Länder – selbst
bei hohem Sozialleistungsniveau – entweder gar
nicht angebotspolitisch agierten oder die Ange-
botspolitik nur dann erfolgreich war, wenn sie im
Zuge einer nominalen und/oder realen Wäh-
rungsabwertung eine ›beggar-my-neighbour po-
licy‹ betrieben und/oder Impulse vom privaten
Verbrauch kamen«.13

Doch trotz der relativ früh absehbaren Erfolg-
losigkeit dieser »prozyklischen Parallelpolitik«
(A. Oberhauser) hatten sich europaweit in den
achtziger Jahren staatliche Haushaltskonsolidie-
rungskonzepte durchgesetzt. Mit dem Ziel einer
Entlastung der Wirtschaft und der öffentlichen
Kassen von den wachsenden Sozialkosten wurden
einschneidende Maßnahmen der Kostendämpfung
im Bereich der sozialen Sicherheit getroffen.
Dabei wirkten die »Konvergenz-Kriterien« der
WWU insbesondere in den neunziger Jahren als ex-
terner Verstärker und als Knebel für eine wirt-
schaftspolitische Wende hin zu mehr Beschäfti-
gung.14 Diese »Sparmaßnahmen« bezogen sich vor
allem:15

� auf die Verschärfung der Anspruchsvorausset-
zungen bei Versicherungsleistungen (z.B. bei Ar-
beitslosigkeit und Erwerbsunfähigkeit);

� auf eine stärkere Konzentration von staatlichen
Fürsorgeleistungen auf die »Bedürftigsten« durch
Intensivierung und Verschärfung von Bedürftig-
keitsprüfungen sowie durch die Besteuerung von
Sozialleistungen; 

� auf eine verstärkte Privatisierung (z.B. in Form
einer Vergabe von Dienstleistungsaufträgen) so-
wie eine Verlagerung der Verantwortung für

Sozialleistungen auf einzelne Bürger oder auf
Arbeitgeber. 

Zwar gelang im Zuge der rigorosen Umvertei-
lungspolitik eine erhebliche Entlastung der Unter-
nehmen, die Ziele der Konsolidierung der Staats-
haushalte und der Reduzierung des notwendigen
Sozialaufwandes wurden jedoch verfehlt. Insbe-
sondere die europaweiten staatlichen Sparmaßnah-
men verschärften die Arbeitslosigkeit, blockierten
wirtschaftliches Wachstum und führten die Staaten
geradewegs in die »Sozialabbau-Falle« und damit
zu höheren Sozialausgaben.16

Arbeitslosigkeit und Sozialabbau trugen jedoch
erheblich zu einer Verschärfung der sozialen Kon-
kurrenz auf den Arbeitsmärkten und somit zur
Defensive der Gewerkschaften bei. Die Erosion
gewerkschaftlicher Durchsetzungsmacht auf natio-
naler Ebene befördert jedoch nicht Bereitschaft
und Fähigkeit zu einer supranationalen Reorgani-
sation gewerkschaftlicher Gegenmacht, sondern
eher einen Anpassungsdruck in Richtung nationa-
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12. Vgl. Die Länderstudien in H.J. Bieling / F. Deppe
(Hrsg.), Arbeitslosigkeit und Wohlfahrtsstaaten in West-
europa. Neun Länder im Vergleich, Opladen 1997, und –
die Entwicklung über Europa hinaus mit einbeziehend –
Internationales Arbeitsamt (ILO), Beschäftigungspolitik
in einem globalen Kontext, Genf 1996.
13. DIW-Wochenbericht 27–28/1997, S. 470
14. Vgl. A. Oberhauser, Geknebelte Beschäftigungspo-
litik – eine Folge der Maastricht-Kriterien, in: Mitteilun-
gen aus der Arbeitsmarkt – und Berufsforschung,
2/1996, S. 228 ff.
15. Europäische Kommission (Generaldirektion für Be-
schäftigung, Arbeitsbeziehungen und soziale Angelegen-
heiten), Soziale Sicherheit in Europa 1995, Luxemburg
1996, S. 14 ff, die einzelnen Länderbeiträge im Schwer-
punktheft: »Die ›Krise des Sozialstaats‹ in internationaler
Perspektive«, in: Soziale Sicherheit 1-2/1997 sowie o.A.,
Europäischer Vergleich. Handeln im Sozialbereich, in:
Bundesarbeitsblatt 5/1997, S. 7 ff.
16. Als »Sozialabbaufalle« kann eine politische Kon-
stellation bezeichnet werden, in der der Versuch unter-
nommen wird, durch Kürzung von Sozialleistungen ar-
beitslosigkeitsbedingte Haushaltsdefizite zu reduzieren,
wobei diese Sparpolitik zum Anstieg der Arbeitslosigkeit
und zur Behinderung des Wirtschaftswachstums beiträgt
und dadurch letztlich das Sozialbudget und die Soziallei-
stungsquote (als Quotient aus BIP und Sozialbudget)
nicht sinken , sondern steigen; zu diesem Mechanismus
am Beispiel Deutschlands vgl. H.-J. Urban, Sparpolitik
in der Sackgasse, in: Sozialismus 12/1996, S. 6 ff.; zur
Entwicklung in der EU vgl. U. Klammer, Zur Umgestal-
tung der sozialen Sicherung und ihrer Finanzierung –
europäische Wege und ihre Relevanz für die deutsche
Diskussion, WSI-Diskussionspapier Nr. 37 (Juni 1997),
Düsseldorf 1997.



ler Modernisierungskoalitionen mit Kapital und
Staat. Solche tripartistischen Allianzen auf nationa-
ler Ebene – das hat die Korporatismusforschung
gezeigt17 – nähren auf Seiten der geschwächten Ge-
werkschaften die Hoffnung, in den politischen
Tauschprozessen einen gewissen Halt und damit
Schutz vor dem freien Fall in die Bedeutungslosig-
keit zu finden. Vor allem aber, und dies interessiert
hier besonders, binden sie Aufmerksamkeit und
Ressourcen in den nationalen Arrangements und
wirken als starke Restriktion gegenüber einer trans-
nationalen Erweiterung gewerkschaftlicher Politik.

Politikverflechtung und Politikverweigerung 

Verstärkt wird diese Eingrenzung in der nationalen
Politikarena durch ein Strukturproblem, auf das
W. Streeck mit seiner Ergänzung der handlungs-
und akteurstheoretischen Sichtweise auf den Inte-
grationsprozeß verweist.18 Ausgangspunkt seiner
Überlegung ist die weitgehend geteilte Beobach-
tung, daß europäische Sozialpolitik bisher weitge-
hend als marktöffnende, also vorwiegend natio-
nale Wettbewerbshindernisse beseitigende Politik
stattgefunden hat, von einer marktkorrigierenden,
also z.B. soziale Bürgerrechte in Kraft setzende
und Machtasymmetrien auf den Arbeitsmärkten
korrigierende Politik jedoch kaum die Rede sein
kann. Für Streeck stellt europäische Sozialpolitik
das Ergebnis von Auseinandersetzungen in zwei
unterschiedlichen, transnationalen Handlungssy-
stemen dar: im zwischenstaatlichen System der
Gemeinschaft, also dem der Nationalstaaten; sowie
im gesellschaftlichen, vorstaatlichen Handlungs-
system der zwei Klassen des transnationalen Ar-
beitsmarktes: Arbeit und Kapital. Aus dieser dicho-
tomen Perspektive setzt er an der bisherigen Inte-
grationsforschung (explizit der F. W. Scharpfs) an,
die sich weitgehend auf die Analyse vorhandener
Souveränitätsverflechtungen und Entscheidungs-
blockaden im zwischenstaatlichen Handlungs-
system konzentriert hat. So hat F. W. Scharpf in
seiner These von der »Politikverflechtungs-Falle«
in Europa die Auffassung vertreten, daß die Defi-
zite der europäischen Politik nicht lediglich als
Folgen von auftretenden Mängeln der Informa-
tionsverarbeitung und Schwierigkeiten der Kon-
sensbildung zu interpretieren seien, »sondern daß
die institutionellen Strukturen der Europäischen

Gemeinschaft suboptimale Politikergebnisse syste-
matisch begünstigen.«19 Diese Strukturen seien
durch zwei Pathologien geprägt: durch die Abhän-
gigkeit der Entscheidungen der höheren Ebene
von der Zustimmung der Regierungen der unte-
ren Entscheidungsebene sowie durch die Abhän-
gigkeit dieser Zustimmung von Einstimmigkeit
oder Fast-Einstimmigkeit. In diesen Strukturen
könnten die Akteure zwar von der Sache her mehr
oder minder befriedigende Lösungen aushandeln,
aber Strukturveränderungen, die auch bei fehlen-
dem Konsens ein hohes Maß an Handlungsfähig-
keit gewährleisten könnten, oder gar der gene-
relle Ausbruch aus dieser Handlungskonstellation,
seien kaum denkbar. Diese pathologischen Struk-
turen (die laut Scharpf auch nach »Maastricht«
und dem »Sozialpolitischen Protokoll« weiter exi-
stieren) halten die Akteure in einer Entscheidungs-
falle fest und blockieren nun gerade marktkorrigie-
rende Regulierungen der Sozialpolitik, die auf
einen hohen Konsens angewiesen sind. Als solche
sind produktions- und standort-(also prozeß-)be-
zogene Standards, z.B. arbeitplatzbezogene Regeln
zu Arbeitszeiten, Mitbestimmung und Sozialabga-
ben, die unmittelbar in die Produktionskosten ein-
gehen, zu werten. Hier sind aufgrund starker Pro-
duktivitäts- und Wettbewerbsunterschiede in den
EU-Staaten hohe, dissensstiftende Interessendiver-
genzen gegeben und daher auch in Zukunft keine
größeren Fortschritte zu erwarten. Anders sieht es
bei den produktbezogenen Standards (z.B. Vor-
schriften im Umwelt-, Verbraucher- und Arbeits-
schutz) aus, die marktöffnend im Sinne einer Ver-
allgemeinerung gleicher Marktteilnahmebedin-
gungen wirken. Hier ist ein höheres Maß an Inter-
essenkonvergenz vorhanden und insofern sind
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17. Vgl. bereits J. Esser, Gewerkschaften in der Krise,
Frankfurt/M. 1982; als aktuellere, empirisch begründete
Studie zur Kontinuität nationaler, korporatistischer
Strukturen in den industriekapitalistischen Staaten des
Westens vgl. z.B. K. Armingeon, Korporatismus im Wan-
del, in: E. Talos (Hrsg.) , Sozialpartnerschaft. Konti-
nuität und Wandel eines Modells, Wien 1993, S. 285 ff.
18. Vgl. W. Streeck, Politikverflechtung und Entschei-
dungslücke. Zum Verhältnis von zwischenstaatlichen Be-
ziehungen und sozialen Interessen im europäischen Bin-
nenmarkt, in: K. Bentele u.a. (Hrsg.), Die Reformfähig-
keit von Industriegesellschaften, Frankfurt und New
York 1995, S. 101 ff.
19. F.W. Scharpf, Die Politikverflechtungs-Falle, in:
Politische Vierteljahresschrift 4/1985, S. 323 ff., hier:
S. 324.



auch zukünftig weitere Vereinbarungen durchaus
denkbar.20

Streeck plädiert nun dafür, auch die sozialen
Interessen und die Machtbalance zwischen Kapital
und Arbeit, also die interessen- und machtpoliti-
schen Konstellationen des zweiten Handlungs-
systems, sowie die Wechselwirkungen beider Sy-
steme miteinander, in die Analyse mit einzubezie-
hen. Durch diese politökonomische Unterfütte-
rung der Prozesse in der zwischenstaatlichen
Arena wird der Blick auf eine doppelte Benachtei-
ligung der Arbeitsinteressen gegenüber der Kapi-
talseite, auf eine »fundamentale Asymmetrie zwi-
schen den Klassen« frei: »Diese besteht darin, daß
der Kapitalseite die Verfolgung einer klassenpoliti-
schen transnationalen Strategie strukturell leichter
fällt als der Arbeitnehmerseite, und zwar deshalb,
weil sie in ihrem Klasseninteresse handeln kann,
indem sie entweder überhaupt nicht oder wie bis-
her nur auf nationaler Ebene handelt. Die Arbeit-
nehmerseite dagegen kann ihre Klasseninteressen
nur durchsetzen, wenn es ihr gelingt, positive
transnationale Strategien zu formulieren, ein akti-
ves interessenpolitisches Handlungspotential auf
transnationaler Ebene aufzubauen und die dem
zwischenstaatlichen System eigene Entscheidungs-
bzw. Nichtentscheidungslogik zu suspendieren«.21

Während also die Arbeitnehmerseite auf die Eta-
blierung von institutionellen, normativen und pro-
zessualen Regulierungen, also auf aktives Handeln
angewiesen ist, sind Nichthandeln und ausblei-
bende Entscheidungen »grundsätzliche politische
Aktivposten« der Kapitalseite. 

Nichthandeln und Entscheidungsblockaden
sind jedoch aufgrund von divergierenden interes-
senpolitischen Ausgangssituationen der einzelnen
nationalstaatlichen Akteure (z.B. aufgrund unter-
schiedlicher ökonomischer und Wettbewerbsposi-
tionen, die unterschiedliche Interessen konstitu-
ieren) und den EU-spezifischen Entscheidungsmo-
dalitäten (hoher Konsensbedarf bis hin zum Ein-
stimmigkeitsprinzip) logisch wie empirisch die
Normalfälle in den hochkomplexen und politikver-
flochtenen Arenen der europäischen Union. Ein
Ausgleich bzw. Gegengewicht müßte daher im
zweiten, vorstaatlichen Handlungssystem z.B. in
Form tarifvertraglicher Vereinbarungen geschaffen
werden. Aber auch hier besteht für die Kapitalseite
die recht einfach zu praktizierende Möglichkeit
der Interessenwahrnehmung durch Politikverwei-

gerung. Gerade daran krankt der vielfach mit
hohen Hoffnungen beladene »Soziale Dialog« in
der Europäischen Union. Aus Sicht des Kapitals
hat sich dabei die »Politik des leeren Stuhls«
durchaus bewährt. Zu wirklich marktkorrigieren-
den Regelungen ist es daher bisher kaum ge-
kommen.

Streeck zieht aus dieser Interessen – und Ak-
teurskonstellation eine auch für die Zukunft nicht
gerade optimistisch stimmende Schlußfolgerung:
»Selbst dann jedoch, wenn die europäischen Ar-
beitnehmer ihre nationale Organisierung überwin-
den und sich transnational handlungs- und ver-
handlungsfähig machen könnten, fehlt ihnen auf
der europäischen Ebene ein Gegenspieler und ein
Vertragspartner. Die damit absehbare Fruchtlosig-
keit transnationaler Organisierung trägt dazu bei,
die nationalen Organisationsformen auf Arbeit-
nehmerseite weiter zu verfestigen«.22 Daher rät er
den Gewerkschaften, sich der Frage zu öffnen,
»wie das hohe deutsche Niveau einer sozialen
Sicherung und gewerkschaftlicher Beteiligung in
einer integrierten europäischen Ökonomie zu ver-
teidigen ist, deren politisches System sich auch in
Zukunft nicht dazu hergeben wird, den deutschen
Sozialstaat durch seine europäische Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung vor wirtschaftlichem Wett-
bewerb zu schützen«.23
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20. Vgl. Scharpf, Politische Optionen... a.a.O., S. 117
ff.; es erscheint jedoch fraglich, ob die Zuordnung der
Regelungen im Arbeits- und Gesundheitsschutz (also die
EU-«Rahmenrichtlinie« Arbeitsschutz sowie die Einzel-
richtlinien) zu den lediglich marktöffnenden, weil pro-
duktbezogenen Standards schlüssig ist. Ein Spezifikum
dieser Regelungen gegenüber der bisherigen Arbeit-
schutzgesetzgebung in Deutschland bestand etwa in der
Ausweitung des Grundverständnisses von »Arbeitsum-
weltschutz«, wodurch auch Arbeitsorganisation und -ab-
läufe sowie die Gestaltung der Arbeitszeit zu dezidierten
Handlungsfeldern des betrieblichen Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes gemacht wurden. Regelungen solcher
Art schlagen aber quasi automatisch in produktions- und
standortbezogene Standards um, die auf Produktpreise
wie (durch erweiterte Mitbestimmungsrechte) auf die
betrieblichen Macht- und Entscheidungsstrukturen er-
hebliche Auswirkungen haben können. Insofern wurden
hier auf EU-Ebene durchaus Regelungen getroffen, die
zumindest das Potential marktkorrigierender Einfluß-
nahme auf die Verwertungsbedingungen des »Produktes
Arbeitskraft« besitzen. 
21. Streeck, Politikverflechtung ... a.a.O., S. 115.
22. Vgl. Streeck, Politikverflechtung ... a.a.O., S. 118.
23. W. Streeck, Die Ent-Zivilisierung des Kapitalismus.
Gewerkschaften zwischen Nationalstaat und europäi-



Handlungsebenen und Ansätze einer sozialen
Regulierung

Handlungsebenen im Mehrebenensystem

Dieser eher ungewöhnliche Rat, sich mangels Er-
folgsaussichten auf europäischer Ebene der Vertei-
digung nationaler Sozialstaatsstrukturen zu wid-
men, kann für sich in Anspruch nehmen, vor einer
Illusion zu warnen. Der Illusion nämlich, die Ge-
werkschaften könnten die in den Nationalstaaten
im Zuge von Massenarbeitslosigkeit und neolibe-
raler Hegemonie verloren gegangene Durchset-
zungsfähigkeit umstandslos durch transnationale
Strukturen auf europäischer Ebene ersetzen. In ei-
nem Mehrebenensystem müssen aber auch die Ge-
werkschaften mit einer Mehrebenenpolitik agie-
ren, d.h. sie müssen zugleich auf nationaler wie su-
pranationaler, und zunehmend auch regionaler
Ebene tätig sein und in ihren Politikkonzepten die
Wechselwirkung dieser Handlungsebenen neu de-
finieren.24 »Die theoretische Herausforderung
liegt darin, das wechselseitige Zusammenspiel zwi-
schen unterschiedlichen Handlungs- und Ent-
scheidungsebenen und die darin angelegte Eigen-
dynamik zu verstehen; das praktische Problem be-
steht in der Tatsache, daß gesellschaftliche Akteure
mit diesen komplexen Zusammenhängen umge-
hen und sich auf die dadurch verursachten Unsi-
cherheiten, Informations- und Koordinationspro-
bleme einstellen müssen«.25

Doch auch im europäischen Mehrebenensy-
stem sind die Mitgliedstaaten, insbesondere in der
Sozialpolitik, die zentralen Akteure; nicht zuletzt
deshalb, weil bisher keine eigenständige, suprana-
tional-europäische Instanz und keine organisierten
und handlungsfähigen Sozialparteien existieren.
»Solange sich auf europäischer Ebene keine rele-
vanten, durchsetzungsmächtigen eigenen Klien-
tele gebildet haben, sind die jeweiligen Regierun-
gen der Mitgliedsstaaten in ihrer Gesamtheit das
Nadelöhr für jeden Entwicklungsschub, und so-
lange fehlt auch ein europäisierendes Gegenge-
wicht in der Gemeinschaftspolitik, mit dem die
Selbständigkeit der EU profiliert würde.«26 Es sind
die nationalen Regierungen, die (vor allem im
Europäischen Rat) über die Spielregeln und Ver-
einbarungen in den transnationalen Verhandlungs-
arenen dieser »Kollektivorganisation der Mit-
gliedsstaaten« (S. Leibfried) und damit über den

Entwicklungspfad der Integration entscheiden.
Ob es zu einer supranationalen (Sozial-)Staatlich-
keit, oder zu institutionellen Kooperationsformen
im Sinne einer »positiven Souveränitätsverflech-
tung«27 (und damit z.B. zur Rückgewinnung
beschäftigungspolitischer Kompetenz auf EU-
Ebene), oder zu einer Renationalisierung auf-
grund von Entscheidungsblockaden im transnatio-
nalen Verhandlungssystem, oder zu einer anderen
Entwicklung kommt – sie wird Resultat der Ent-
scheidungsfindungen (und damit der Kräftever-
hältnisse) in den nationalen Arenen bzw. des Zu-
sammenspiels der Nationalregierungen in der eu-
ropäischen Arena sein. 

Doch die Mitgliedstaaten agieren auch »nach
innen«. Sie besitzen durchaus nationale Hand-
lungsspielräume in der Wirtschafts-, Beschäfti-
gungs-, Fiskal- und Sozialpolitik, die für die Bin-
nenentwicklung der einzelnen Länder (und da-
durch auch wieder für die Rolle, die der jeweilige
Staat auf europäischer Ebene spielt) von entschei-
dender Bedeutung sind. Gerade die »erfolgrei-
chen« Einschnitte in die sozialstaatlichen Struktu-
ren und Leistungsgesetze sowie die politische Auf-
kündigung konsensualer Beziehungen haben in
vielen EU-Staaten die hohe »Destruktionskompe-
tenz« der Nationalstaaten unter Beweis gestellt.
Der immer wieder zu vernehmende Verweis auf
die »Sachzwänge« Globalisierung oder Europa,
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scher Union, in: Internationale Politik und Gesellschaft
4/1996, S. 357 ff, hier S. 364.
24. Zum Bedeutungszuwachs der regionalen Ebene
aus wettbewerbspolitischer Sicht vgl. z.B. W. F. Scharpf,
Optionen des Föderalismus in Deutschland und Europa,
Frankfurt und New York 1994, S. 156 ff., sowie aus der
Perspektive einer »sozialintegrativen Regionalisierungs-
politik« K.-B. Roy, Globalisierung der Ökonomie und
nationalstaatliche Politik-Europäisierung als tragfähige
Perspektive sozialstaatlicher Politik, in: Sozialer Fort-
schritt 3/1997, S. 55 ff.
25. A. Benz, Mehrebenen-Verflechtung: Verhand-
lungsprozesse in verbundenen Entscheidungsarenen, in:
A. Benz u.a., Horizontale Politikverflechtung. Zur
Theorie von Verhandlungssystemen, Frankfurt und New
York 1992, S. 155 ff., hier S. 150.
26. S. Leibfried, Wohlfahrtsstaatliche Perspektiven der
Europäischen Union: Auf dem Weg zu positiver Souve-
ränitätsverflechtung?, in: M. Jachtenfuchs / B. Kohler-
Koch (Hrsg.), a.a.O., S. 455 ff., hier: S. 472 ff.; vgl auch
B. Schulte, »Europäische Sozialpolitik – Auf dem Weg
zur Sozialunion?, in: Zeitschrift für Sozialreform 3/1997,
S. 165 ff., hier: S. 180 ff.
27. Vgl. Leibfried, Wohlfahrtstaatliche Perspektive...
a.a.O., S. 464 ff. 



der vor allem dazu dient, die dabei auftretenden
Legitimationsdefizite in Grenzen zu halten, sollte
nicht als Beleg für angeblich nicht mehr vorhan-
dene Freiheitsgrade nationalstaatlicher Politik ak-
zeptiert werden. Die gerade seit Beginn der neun-
ziger Jahre in den hochentwickelten Staaten des
fordistischen Kapitalismus doch sehr unterschiedli-
che Entwicklung läßt deutlich werden, »daß unge-
achtet des Internationalisierungsprozesses nach
wie vor ein beachtliches Maß an Varianz sowohl in
den nationalen Wirtschaftspolitiken als auch im In-
stitutionengefüge gegeben ist.«28 Nicht zuletzt die
Blockaden der »Politikverflechtungs-Falle« haben
einer weitergehenden Souveränitätsübertragung
von der nationalen auf eine supranationale Ebene
entgegen gewirkt. Sie unterstützte die Staaten in
ihren Bestrebungen, einen zu weitgehenden Kom-
petenzentzug zu verhindern. Dies wurde und wird
durch »Opting-Out-Klauseln«, die rechtliche In-
stallierung (z.B. im EU-Vertrag) und die politische
Renaissance des Subsidiaritätsprinzips usw. in der
EU, aber auch in anderen internationalen Regi-
men, wie z.B. dem GATT gewährleistet. »Die Kodi-
fizierung vielfältiger Schutzklauseln und Ausnah-
meregelungen zielt ausdrücklich darauf, die bin-
nenwirtschaftliche und wohlfahrtstaatliche Souver-
änität zu bewahren.« Wie andere internationale
Regimes zeichnet sich auch die EU dadurch aus,
»daß sie souveränitätsbewahrende Elemente mit
interdependenzerhaltenden Elementen zu verbin-
den sucht.«29

Wenn aber die Nationalstaaten nach »nach in-
nen« wie »nach außen« die zentralen Akteure sind,
dann bleiben sie für die Gewerkschaften (wie für
andere oppositionelle Bewegungen) nach wie vor
sinnvolle Adressaten von Politikforderungen. In-
sofern ist es zur Initiierung eines neuen Re-
formschubs unverzichtbar, den gesellschaftlichen
Druck der sozialen Proteste in Europa aufzugrei-
fen, um die Staaten nach innen wie in der EU zu
einer politischen Wende zu drängen. Mit Blick auf
eine positive Einflußnahme auf den Verlauf der
europäischen Integration werden damit für ge-
werkschaftliche Politik eben die beiden von Streeck
genannten Handlungssysteme bedeutsam: das zwi-
schenstaatliche, weil durch Einflußnahme auf die
Nationalstaaten hier die beschäftigungspolitische
Wende anvisiert werden muß; und das vorstaat-
liche System der transnationalen Austragung der
Interessengegensätze zwischen Kapital und Arbeit,

in dem der Erosion gewerkschaftlicher Vertre-
tungsmacht durch eine Transnationalisierung von
Interessenvertretungsstrukturen entgegen getre-
ten werden muß. Die weiteren Überlegungen
konzentrieren sich daher auf diese beiden Be-
reiche.

Ein neues Leitbild der Europäischen Integration

Der gegenwärtige, insbesondere durch die WWU

und damit durch »Konvergenz-Kriterien« und
»Stabilitäts-Pakt« geprägte Entwicklungspfad der
europäischen Union kann schwerlich die Zustim-
mung der Gewerkschaften finden. Er steht für eine
Verabsolutierung der Geldwertstabilität und damit
für eine weitere Ablehnung einer aktiven Konjunk-
tur- und Beschäftigungspolitik in einer Union, in
der die strukturelle Massenarbeitslosigkeit doch
zweifelsohne das Kardinalproblem darstellt. Insbe-
sondere »die von der Bundesbank angestrebte
Ultrastabilität des EURO schließt eine eigenstän-
dige Beschäftigungspolitik aus. Die Hegemonie
der Währungspolitik führt zwangsläufig zur Ent-
politisierung.«30 Der durch die deutsche Bundes-
regierung erzwungene »Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt«, der weder zur Geldwertstabilität noch
zu einem forcierten Wirtschaftswachstum einen
produktiven Beitrag zu leisten vermag, droht zu
einer Institutionalisierung und unbefristeten Ver-
längerung der offensichtlich gescheiterten prozy-
klischen Paralellpolitik über den Beginn der
Währungsunion hinaus zu führen. Dabei stellt die-
ser »Pakt« insbesondere wegen seiner noch restrik-
tiver gefaßten Verschuldungsregeln noch einmal
»eine substanzielle faktische Verschlechterung der
Konditionen des Maastricht-Vertrages im nachhin-
ein« dar.31
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28. F. Traxler, Sozialpartnerschaft am Scheideweg:
Zwischen korporatistischer Kontinuität und neolibera-
lem Umbruch, in: Wirtschaft und Gesellschaft 1/1996,
S. 13 ff., hier S. 14.
29. S. Leibfried / E. Rieger, Wohlfahrtstaat und Glo-
balisierung, in: Die Neue Gesellschaft / Frankfurter
Hefte 3/1996, S. 217 ff., hier S. 218 und S. 219.
30. R. Hickel, Handlungsbedarf auch nach der Maas-
tricht-II-Konferenz der Europäischen Union, in: IG
Metall (Hrsg.), Europäische Währungsunion .. a.a.O.,
S. 42 ff., hier: S. 44.
31. Vgl. J. Priewe, Verschuldungsregeln in der europäi-
schen Union, in WSI-Mitteilungen 6/1997, S. 365 ff.,
hier: S. 373.



Durch eine Wirtschafts- und Sozialpolitik der
EU, die die Deregulierung weiter voran treibt, sich
fast vollständig auf die Kontrolle der Inflation be-
schränkt, einer aktiven Beschäftigungspolitik kei-
nen Platz einräumt und sie sogar durch die Knebe-
lung der Fiskalpolitik in den Nationalstaaten er-
heblich behindert, ist die Zunahme von Massenar-
beitslosigkeit und sozialer Polarisierung sowie
wachsender Druck auf die nationalstaatlichen Si-
cherungssysteme vorprogrammiert. Damit wäre
jedoch endgültig »das europäische Integrations-
projekt mit dem Projekt einer Entpolitisierung der
Ökonomie bzw. eines Umbaus des Interventions-
und Sozialstaates der Nachkriegszeit zum Wettbe-
werbsstaat identisch geworden«.32 In dieser Vari-
ante als »Erosionvehikel« (H.W. Platzer) der sozi-
alstaatlichen Verfaßtheit der europäischen Gesell-
schaft geriete Europa aber auf absehbare Zeit in
erhebliche Schwierigkeiten. Denn die damit ver-
bundenen Prozesse sozialer Marginalisierung und
Desintegration wirken als latenter Sprengsatz des
erreichten Integrationsgrades und nagen kontinu-
ierlich an der ohnehin recht labilen Zustimmung
der Bevölkerungen in den Mitgliedsstaaten. Hier
bedarf es dringend einer Umkehr. Im Kern geht es
erstens um ein neues Leitbild der Entwicklung
Europas jenseits des Neoliberalismus und zweitens
um die Frage, mittels welcher Politikkonzepte der
europäische Integrationsprozeß in diese neue Ent-
wicklungsrichtung gelenkt werden kann.

Der gewerkschaftliche Anspruch, einen Beitrag
zu dieser Neuausrichtung des europäischen Inte-
grationsprozesses zu leisten, würde den gewerk-
schaftlichen Gestaltungsanspruch entnationalisie-
ren und zugleich auf den Erhalt eines zentralen
Elementes des »europäischen Arbeitsbeziehungs-
modells« zielen. Denn im Kontrast zu den gewerk-
schaftspolitischen Traditionen in den USA und Ja-
pan »beschränken sich die Gewerkschaften in
Europa in aller Regel nicht auf die Vertretung eng
definierter Arbeitsinteressen, sondern haben tradi-
tionell immer versucht, mit der Interessenvertre-
tung der Arbeitnehmer auch einen gesellschaftspo-
litischen Anspruch zu verbinden. ›Arbeit‹ wurde
und wird als der zentrale Bezugspunkt der ›Ar-
beitsgesellschaft‹ angesehen und legitimiert Über-
legungen zur Weiterentwicklung der Gesamtge-
sellschaft.«33 Diese Europäisierung des gesell-
schaftspolitischen Anspruchs der Gewerkschaften
würde zugleich auf europäischer Ebene die not-

wendige Unterstützung der Wiederherstellung na-
tionalstaatlich-verankerter Durchsetzungsfähigkeit
fördern. Insbesondere ein europäischer Beitrag
zur Beseitigung bzw. Reduzierung der Massen-
arbeitslosigkeit würde erneut zur Abschwächung
jenes kurz skizzierten Mechanismus der industriel-
len Reservearmee führen, der ein zentrales Mo-
ment der gewerkschaftlichen Schwächung auf
nationalstaatlicher Ebene und zugleich eine ele-
mentare Restriktion der Ausdehnung gewerk-
schaftlicher Politik auf die transnationale Ebene
ausmacht.

Aufgrund der nach wie vor ausgeprägten Skep-
sis in den Nationalstaaten gegenüber einer weite-
ren Kompetenzverlagerung wird es auf absehbare
Zeit keine supranationale, quasi-staatliche Instanz
als Akteur einer neuen Politik geben. Vielmehr
werden die notwendigen rechtlichen, institutionel-
len und politischen Rahmenbedingungen durch
ein neues wirtschafts- und sozialpolitisches Re-
gime realisiert werden müssen, in dem die Natio-
nalstaaten weiterhin die zentralen Akteure dar-
stellen. Entscheidend ist jedoch ein politisch zu
stiftender Kontext, der die Binnen- und die EU-
Politiken der Staaten an zuvor gemeinsam verein-
barten Zielen ausrichtet.34

Als konzeptionelle Grundlage eines solchen
Regimes könnte ein reformulierter Euro-Keynesia-
nismus dienen, jedoch nur in einer ökologisch
geläuterten und für Fragen des gesellschaftlichen
Nutzens sensibilisierten Variante.35 Um die sozial-
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32. Streeck, Die Entzivilisierung ... a.a.O., S. 362.
33. W. Lecher, Elemente eines europäischen Arbeitsbe-
ziehungsmodelles gegenüber Japan und den USA, in:
WSI-Mitteilungen 12/1992, S. 807 ff., hier: S. 808.
34. Die zentrale Rolle der Nationalstaaten zu konstatie-
ren bedeutet jedoch nicht, sich gegen eine Anerkennung
und zweifelsohne wünschenswerte Aufwertung weiterer
Akteuren, insbesondere der Nicht-Regierungsorganisa-
tionen, zu wenden. Altvater/Mahnkopf plädieren in die-
sem Sinne für die Verwendung des Begriffs der »global
governance«, der »sowohl auf neue Politikfelder, die in-
zwischen in der ›globalen Politikarena‹ bearbeitet wer-
den müssen, ...als auch auf neue Akteure, die am Hori-
zont einer ›internationalen Zivilgesellschaft‹... erschei-
nen, in Sonderheit auf Nicht-Regierungsorganisationen
(NGOs)« zielt; vgl. dies., Grenzen der Globalisierung,
Münster 1996, S. 553 f. 
35. Zu konzeptionellen Überlegungen in dieser Rich-
tung vgl. Memorandum europäischer Wirtschafts-wis-
senschaftlerInnen, Vollbeschäftigung, sozialer Zusam-
menhalt und Gerechtigkeit für Europa, in: MEMO/
FORUM, Nr. 26, Juli 1997, S. 9 ff.



und beschäftigungsschädliche Dominanz des Mo-
netarismus zu brechen und das Ziel der Geldwert-
stabilität in seinen (durchaus bedeutsamen) Rang
in der wirtschaftspolitischen Zielehierarchie zu-
rückzustufen, empfiehlt sich die Formulierung
eines neuen »magischen Vierecks« als Orientie-
rungsrahmen einer auf ökologische und soziale
Nachhaltigkeit zielenden Wirtschaftspolitik. Als
Eckpunkte eines solchen Rahmens könnten fol-
gende Ziele dienen:36

� Vollbeschäftigung für Europa auf der Grundlage
eines neuen Leitbildes von Erwerbsarbeit, in
dem Arbeit zum einen auf gesellschaftlichen
Nutzen und ökologische Nachhaltigkeit ver-
pflichtet wird und zum anderen in verstärktem
Maße sozial geschützte Beschäftigungsverhält-
nisse zur Verfügung gestellt werden, die besser
als bisher selbstbestimmte Erwerbsarbeit mit in-
dividueller, privater Lebensplanung in Überein-
stimmung bringen;

� Soziale Gerechtigkeit im Sinne einer sozial ausge-
wogeneren Verteilung von Einkommen, Vermö-
gen und sozialen Lebenschancen;

� Soziale Wohlfahrt und Sicherheit im Sinne einer
umfassenden gesellschaftlichen Sicherung ge-
genüber den sozialen Risiken der kapitalistischen
Marktwirtschaft wie Armut im Alter, Krankheit
und Arbeitslosigkeit;

� Ökologische Nachhaltigkeit in dem Sinne, daß der
Verbrauch von Naturressourcen und die Bean-
spruchung von Senken die natürliche Reproduk-
tionsfähigkeit nicht überschreiten.

Die zentrale Aufgabe einer europäischen Wirt-
schaftspolitik bestünde nun darin, unter Minimie-
rung sicher nicht vollständig zu vermeidender
Zielkonflikte den europäischen Integrationsprozeß
an diesen Margen zu orientieren.

Europäische Beschäftigungspolitik nach dem Gipfel 
von Amsterdam

Angesichts einer durchschnittlichen Arbeitslosen-
quote von 11 Prozent bzw. über 18 Millionen Ar-
beitslosen in der Gemeinschaft muß die bisherige
Beschäftigungspolitik der EU, sofern man von ihr
überhaupt reden kann, als gescheitert gelten. Be-
reits auf dem europäischen Rat von Essen (De-
zember 1994) wurde eine verstärkte Zusammenar-
beit im Bereich der Beschäftigung vereinbart.

Fortgesetzt wurde die Erörterung des Beschäfti-
gungsproblems auf der im März 1996 eröffneten
Regierungskonferenz zur Revision des Maastricher
Vertrages, die unter niederländischer Präsident-
schaft mit der Annahme des »Entwurfes des Ver-
trages von Amsterdam« im Juni 1997 beendet
wurde.37

Mit Blick auf das Beschäftigungsproblem sind
wohl die Einfügung eines neuen »Beschäftigungs-
kapitels« in den EGV sowie die Verabschiedung ei-
ner Entschließung des europäischen Rates über
»Wachstum und Beschäftigung« die zentralen Er-
gebnisse des Gipfels von Amsterdam.38 Die neuen
Vertragsregelungen des Beschäftigungskapitels,
die sich an die Vorschriften der Wirtschafts- und
Währungsunion (WWU) anschließen, sehen insbe-
sondere folgende Regelungen vor:
� Um einen hohen Beschäftigungsstand zu errei-

chen, arbeiten die Mitgliedsstaaten und die Ge-
meinschaft auf die Entwicklung einer koordinie-
renden Beschäftigungsstrategie hin (Art. 1).

� Die Mitgliedsstaaten »betrachten die Förderung
der Beschäftigung als Angelegenheit von ge-
meinsamem Interesse« und stimmen ihre Tätig-
keiten zur Beschäftigungsförderung im europäi-
schen Rat aufeinander ab, »wobei die einzelstaat-
lichen Gepflogenheiten in bezug auf die Verant-
wortung der Sozialpartner berücksichtigt wer-
den« (Art. 2).

� Die Gemeinschaft trägt zu einem hohen Be-
schäftigungsniveau bei, indem sie unter Beach-
tung der Zuständigkeit der Mitgliedsstaaten die
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedsstaaten
fördert, unterstützt und erforderlichenfalls er-
gänzt. Bei der Festlegung und Durchführung der
Gemeinschaftspolitik ist das Ziel eines hohen Be-
schäftigungsniveaus zu berücksichtigen (Art. 3).

� Anhand eines gemeinsamen Jahresberichtes des
Rates und der Kommission prüft der Rat jähr-
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36. Vgl. zu den folgenden Überlegungen: ebenda.
37. Vgl. G. Brinkmann, Vertrag von Amsterdam und
Sozialpolitik, in: Europäisches Arbeits- und Sozialrecht
7/8/1997, S. 90 ff.
38. Die Verhandlungen zum Thema Beschäftigung
fanden in den allgemeinen Bestimmungen Art. B, in den
Aufgaben und Zielen der EG Art. 2 und 3 EGV sowie in
einem eigenen neuen Titel des Vertrages ihren Nieder-
schlag; vgl. ebenda S. 92. Die Entschließung des Euro-
päischen Rates über »Wachstum und Beschäftigung« ist
dokumentiert in: Blätter für deutsche und internationale
Politik 8/1997, S. 1017 ff.



lich die Beschäftigungslage in der Gemeinschaft
und nimmt hierzu entsprechende Schlußfolge-
rungen an (Art. 4 Abs. 1). Auf der Grundlage der
Schlußfolgerungen legt der Rat jährlich mit qua-
lifizierter Mehrheit Leitlinien zur Beschäfti-
gungspolitik fest, die die Mitgliedstaaten in ihrer
Beschäftigungspolitik berücksichtigen (Art. 4
Abs. 2). Jeder Mitgliedsstaat übermittelt dem
Rat und der Kommission jährlich einen Bericht
zur Verwirklichung der Beschäftigungspolitik
entsprechend den beschäftigungspolitischen Leit-
linien (Art. 4 Abs. 3). Der Rat unterzieht die Be-
schäftigungspolitik der Mitgliedsstaaten einer
jährlichen Prüfung und kann auf Empfehlung
der Kommission mit qualifizierter Mehrheit
Empfehlungen an die Mitgliedstaaten richten,
wenn er dies für angezeigt hält (Art. 4 Abs. 4).
Auf dieser Grundlage erstellen der Rat und die
Kommission einen gemeinsamen Jahresbericht
über die Beschäftigungslage in der Gemeinschaft
und über die Umsetzung der beschäftigungspo-
litischen Leitlinien (Art. 4 Abs. 5).

� Der Rat kann mit einfacher Mehrheit Maßnah-
men zur Förderung der Zusammenarbeit zwi-
schen den Mitgliedsstaaten und zur Unterstüt-
zung der Beschäftigungsmaßnahmen, z.B. Pilot-
projekte, beschließen, wobei die finanziellen
Mittel für diese Aktivitäten aus den regulären
Haushalten der Gemeinschaft entnommen wer-
den müssen (Art. 5).

� Der Rat setzt nach Anhörung des europäischen
Parlaments einen Beschäftigungsausschuß mit
beratender Funktion ein, der insbesondere die
Aufgabe der Beobachtung der Beschäftigungs-
lage und Beschäftigungspolitik in den Mit-
gliedsstaaten hat. Bei der Erfüllung seines Auf-
trages hört der Ausschuß die Sozialpartner an
(Art. 6).

Auf Drängen Frankreichs wurde darüber hinaus
eine Entschließung zur Beschäftigungspolitik ver-
abschiedet, der der Stellenwert eines Anhangs zum
Stabilitätspakt zukommt, der selber nicht verän-
dert wurde. Als Leitlinie der Entschließung wird
die Notwendigkeit neuer Impulse festgestellt, »da-
mit die Beschäftigung unverrückbar zu oberst auf
der politischen Tagesordnung der Union bleibt.«
Durch die Wirtschafts- und Währungsunion und
den Stabilitäts- und Wachstumspakt soll der
Binnenmarkt gestärkt werden »und ein nicht
inflationäres gesamtwirtschaftliches Umfeld mit

niedrigen Zinsen fördern und dadurch die Be-
dingungen für Wirtschaftswachstum und Beschäf-
tigungsmöglichkeiten verbessern«.39 Vor allem 
im Sozialen Dialog sollten die Sozialpartner die
Arbeit des Europäischen Rates unterstützen, was
mehrfach betont und im Schlußsatz der Ent-
schließung noch einmal in einem Appell formu-
liert wird: »Der Europäische Rat ersucht die So-
zialpartner, ihrer Verantwortung im Rahmen der
jeweiligen Tätigkeitsbereiche voll nachzukom-
men.«40

Bei der Beurteilung der Frage, inwieweit die
neuen Vereinbarungen die ernsthafte Bereitschaft
zu einer beschäftigungspolitischen Wende auf eu-
ropäischer Ebene zum Ausdruck bringen, muß
sicherlich neben der Interpretation der Gesetzes-
texte die politische Praxis der kommenden Jahre
berücksichtigt und abgewartet werden. Sicherlich
hat insbesondere die Position der neugewählten
französischen Linksregierung, den »Stabilitäts-
pakt« nur zu unterzeichnen, wenn die Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit als zentrale Aufgabe der
EU festgeschrieben wird, zu einer Aufwertung der
Beschäftigungsfrage im Rahmen der »Revisions-
verhandlungen« beigetragen. Das ist zweifelsohne
ein Verdienst und ein Fortschritt. Gleichwohl
legen der Ablauf der Auseinandersetzungen auf
dem Amsterdamer Gipfel, die Formulierungen im
neuen »Beschäftigungskapitel« und der »Ent-
schließung«, die Ergebnisse des Sondergipfels zur
Beschäftigungspolitik im November 1997 in
Luxemburg sowie die Grundorientierung der ver-
einbarten Maßnahmen Skepsis in der Frage nahe,
ob Europa wirklich als bedeutende Ebene aktiver
Beschäftigungspolitik akzeptiert und eine erfolg-
versprechende Beschäftigungsstrategie praktiziert
werden wird. Zwar erkennen die Staaten in der be-
schäftigungspolitischen Entschließung die Not-
wendigkeit an, die wirtschaftspolitische »Koordi-
nierung unter besonderer Berücksichtigung der
Beschäftigungspolitik wirksamer zu gestalten und
inhaltlich zu erweitern«. Jedoch wird unmißver-
ständlich festgestellt, daß »die Hauptverantwor-
tung für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit bei
den Mitgliedsstaaten verbleibt«.41 Auch die deut-
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39. Vgl. Entschließung des europäischen Rates, ...
a.a.O., S. 1017.
40. Ebenda, S. 1019.
41. Entschließung des europäischen Rates über »Wachs-
tum und Beschäftigung«, a.a.O., S. 1018.



liche Betonung der zentralen Verantwortung der
Sozialpartner im Rahmen des sozialen Dialoges für
eine erfolgreiche Verbesserung der Arbeitsmarktsi-
tuation deuten nicht in Richtung einer verstärkten
Beschäftigungspolitik der Mitgliedsstaaten auf EU-
Ebene. Dies würde auch weiterhin auf Schwierig-
keiten treffen, weil weder der Union neue Kompe-
tenzen übertragen noch zusätzliche Finanzmittel
für eine aktive Beschäftigungspolitik bereitgestellt
wurden. In diesem Sinne scheint sich die Bundes-
regierung mit ihrer Ablehnung einer wirklichen
beschäftigungspolitischen Offensive auf europäi-
scher Ebene durchgesetzt zu haben.

Hinzu kommt, daß die vorgeschlagenen Maß-
nahmen und Aktivitäten keine Abkehr von der bis-
herigen Finanz- und Wirtschaftspolitik beinhalten.
Im Gegenteil: Die zentralen Beschäftigungsim-
pulse sollen von einer Verstärkung der Grundzüge
der gegenwärtigen Wirtschaftspolitik ausgehen,
die nach EGV strengstens »dem Grundsatz einer
offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb
verpflichtet ist«.42 Diese strenge marktwirtschaft-
liche Grundorientierung liegt auch der Interpreta-
tion der Arbeitsmarktkrise zu Grunde. Die struk-
turelle Arbeitslosigkeit wird als ein Problem man-
gelnder Wettbewerbsfähigkeit aufgefaßt, weshalb
»der Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit Eu-
ropas als Voraussetzung für Wachstum und Be-
schäftigung mehr Aufmerksamkeit geschenkt
(wird), damit unter anderem das Ziel eines größe-
ren Arbeitsplatzangebotes für die Bürger Europas
erreicht wird«.43 Der neoklassischen Kriseninter-
pretation entspricht die angebotspolitische Strate-
gieformulierung. So soll die Arbeitsmarktkrise in
Europa überwunden werden durch die Schaffung
von Arbeitsmärkten, »die flexibel auf die wirt-
schaftlichen Veränderungen reagieren« und die
Modernisierung der Sozialschutzsysteme, »damit
sie zur Wettbewerbsfähigkeit, zur Beschäftigung
und zum Wachstum beitragen«; zusätzlich soll die
beschäftigungsfreundlichere Gestaltung der Steuer-
und Sozialschutzsysteme durch die Einführung
von »Arbeitsanreizen« erreicht und schließlich die
Verringerung der Lohnnebenkosten durchgesetzt
werden.

Diese Vorhaben deuten eher auf die Entschlos-
senheit, die »Angebotspolitik ohne Beschäfti-
gungswirkung«44 der letzten Jahre fortzusetzen,
als auf eine Bereitschaft zur beschäftigungspoliti-
schen Wende hin. Die vereinbarte Koordinierung

der nationalen Politiken ist jedoch kein Wert an
sich, denn auch eine europaweit koordinierte, aber
weiter angebotsorientierte Politik hat kaum Er-
folgsaussichten. Notwendig wäre hingegen die de-
zidierte Abkehr von dem Versuch einer kontinu-
ierlichen Verbesserung der ohnehin günstigen An-
gebotsbedingungen der Wirtschaft und die Hin-
wendung zu einer direkten Stärkung der stagnie-
renden Nachfrage. Vor allem über öffentliche
Investitionsprogramme wäre zum einen die not-
wendige Belebung der Investitionstätigkeiten zu
erwarten. Eine öffentliche Investitions- und Inno-
vationsoffensive könnte insbesondere an der Ver-
besserung der verkehrs-, sozial- und ökologiepoli-
tischen Infrastruktur in Europa ansetzen und eine
konjunkturpolitische Beschäftigungsförderung mit
der regionalpolitischen Förderung der Überwin-
dung von Produktivitätsrückständen wettbewerbs-
schwächerer Regionen verbinden. Notwendig
dafür wäre ein makro-ökonomisches Beschäfti-
gungskonzept auf EU-Ebene, in dem die Vorherr-
schaft des Monetarismus und der europäischen
Zentralbank gebrochen und alle beschäftigungs-
politisch relevanten ökonomischen Teilpolitiken
auf das Ziel einer ökologisch verträglichen Be-
schäftigungsförderung ausgerichtet würden. Dies
erfordert eine weniger restriktive Geldpolitik, die
ökonomisches Wachstum nicht weiter stranguliert,
eine von den Restriktionen des »Wachstums- und
Stabilitäts-Paktes« befreiten, expansive Fiskalpoli-
tik, die die europaweiten Investitions- und Innova-
tionsprogramme befördert sowie eine aktive EU-
interne Arbeitsmarkt-, Struktur- und Industriepo-
litik, die vor allem EU-interner Armutsmigration
entgegenwirkt und den Ausgleich regionaler Ent-
wicklungsunterschiede befördert. Zusätzliche
Finanzmittel könnten durch eine Devisenumsatz-
steuer sowie unterschiedliche Spielarten einer
Öko-Steuer rekrutiert werden, die auf EU-Ebenen
durchaus realisierbar wären und die Schwächen
nationaler Lösungen überwinden könnten. Nach
außen abgesichert werden müßte ein solches wirt-
schaftspolitisches Konzept schließlich durch Strate-
gien einer gleichgewichts- und kooperationorien-
tierten EU-Außenwirtschaftspolitik insbesondere
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42. Vgl. Art. 3 a Abs. 1 EGV.
43. Entschließung.... a.a.O. Seite 1018.
44. R. Welzmüller, Europäische Beschäftigungspolitik
und Währungsunion, in: Gewerkschaftliche Monatshefte
6/1997, S. 371 ff., hier S. 371.



gegenüber den beiden Polen der Triade, Nord-
amerika und Ostasien.45

Arenen und Ansätze europäischer Arbeitsbeziehungs-
strukturen

Zugleich ist im vorstaatlichen Handlungssystem
der EU die Verstärkung gewerkschaftlichen Enga-
gements unverzichtbar. Die strukturellen Restrik-
tionen europäischer Interessenvertretung rechtfer-
tigen nicht den Verzicht auf einen Aufbau »eu-
ropäischer Arbeitsbeziehungsstrukturen«.46 Zwar
wird den Gewerkschaften auf absehbare Zeit ein
verhandlungsbereites Pendant fehlen. Doch auf-
grund des erreichten Europäisierungsgrads der
Kapitalbeziehungen und der damit verbundenen
Handlungsoptionen für die Unternehmen sind die
betrieblichen wie die gewerkschaftlichen Akteure
»auf Gedeih und Verderb auf die vorwärtsgerich-
tete Öffnung ihres Handlungshorizonts hin zur
internationalen und supranationalen Ebene ange-
wiesen«.47 W. Lecher sieht hier drei Arenen der 
Arbeitsbeziehungen, in denen gerade die Gewerk-
schaften eine Initiatorfunktion zu übernehmen
haben:
� Zum einen geht es um die weitere Durchsetzung

sozialer Grundrechte und sozial- und arbeitspoli-
tischer Mindeststandards durch Vereinbarungen
im zwischenstaatlichen Handlungssystem, die
durch autonome Regelungen der Sozialparteien
ergänzt werden sollten. Dabei wäre die Berück-
sichtigung der unterschiedlichen Produktivitäts-
niveaus der einzelnen Wirtschaften durch eine
Koppelung des Mindestsicherungsniveaus an die
Wirtschaftskraft durchaus möglich.48

� Der zweite zentrale Entwicklungsstrang besteht
in der Installierung der Euro-Betriebsräte (EBR).
Schätzungen zufolge wird es bis 1999 in ca. 1500
europaweit tätigen Konzernen solche Gremien
mit ca. 40.000 Mitgliedern geben. Diese Gre-
mien auf betrieblicher Ebene müßten als Einstieg
in eine europäische Arbeitsbeziehungsstruktur
genutzt werden. Um insbesondere der Gefahr
einer syndikalistischen Vereinnahmung der Euro-
Betriebsräte entgegenzuwirken, ist »hier von
vornherein die Verbindung von dezentral-
betrieblichen Arbeitsbeziehungen und sektoral-
tariflichen Strukturen fest im Auge zu behalten
und ihre enge Koppelung ... sicherzustellen«.49

� Dies verweist zugleich drittens auf die Dringlich-
keit einer europäisch-sektoralen Tarifpolitik. Die
Einführung der WWU wird dieses Unterfangen
schwieriger, aber zugleich notwendiger machen.
Zweifelsohne werden mit dem Wegfall der Wech-
selkurse die Arbeitsentgelte als einer entschei-
denden Anpassungsvariable ökonomischer Ent-
wicklungsunterschiede zunehmend unter Druck
geraten. Aufgrund der hohen Heterogenität der
nationalen Ausgangsbedingungen ist ein europa-
weites und flächendeckendes System kollektiver
Tarifverträge auf absehbare Zeit nicht realistisch.50

Realistischer und bereits ein großer Erfolg wären
hingegen kontinuierliche Koordinationen der
größeren tarifpolitischen Projekte (z.B. Arbeits-
zeitverkürzung) und Vereinbarungen über grenz-
überschreitende tarifpolitische Aktionen.

Ansätze eines europaweiten Systems von Arbeits-
beziehungsstrukturen als einem konstitutiven Be-
standteil eines sozial-ökologischen Entwicklungs-
modells sind bereits vorhanden. Über die Chancen
eines weiteren Ausbaus und ihrer Vernetzung wird
vermutlich vor allem die Entwicklung der »politi-
schen Großwetterlage« entscheiden. Sollte der eu-
ropäische Neoliberalismus weiterhin aus dem Inte-
grationsprojekt ein Projekt der Entzivilisierung
des europäischen Kapitalismus machen, so sind
Rückschläge mit ungewissen Folgen wohl nur
schwer zu vermeiden. Sollte jedoch eine politische
Konstellation möglich sein, die die Weichen in
Richtung einer demokratisch-ökologischen Sozial-
union stellt, so entstünden für Europa völlig neue
Entwicklungsperspektiven. Das zweite Szenario zu
befördern, muß Sinn und Zweck der eingangs ge-
forderten proeuropäischen Europakritik sein. �
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45. Zu den einzelnen Elementen eines solchen wirt-
schaftspolitischen Konzeptes, die hier lediglich angedeu-
tet werden können, vgl. ausführlicher z.B. Memorandum
europäischer WirtschaftswissenschaftlerInnen, ... a.a.O.,
S. 24 ff.
46. Zum aktuellen Stand W. Lecher, Europäische Ar-
beitsbeziehungen ... a.a.O.
47. W. Lecher, Europäische Arbeitsbeziehungen ...
a.a.O., S. 362.
48. Vgl. dazu das »Korridor-Modell« von K. Busch in
dieser Ausgabe von Internationale Politik und Gesell-
schaft.
49. W. Lecher, Europäische Arbeitsbeziehungen ...
a.a.O., S. 367.
50. Vgl. R. Bispinck/W. Lecher, Tarifpolitik und Tarif-
systeme in Europa. Köln 1993.


